
Bundessozialgericht I*m N_a m e n d e 5 V o l k e s

Az;.3-33-EA,233129
U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,
Zugcstcllt am
270 April 4974 Prozeßbevollmacht;gtez „„.„fiea „„„„„„„„„„„„„„ ° „„„„„„

Regierungsobere
sekrctär als Ur—
kundshccmter der
geschaftsstclle

Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 14° Senat des BÜndeséozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 2° April 4974 durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
—Vorsitzender—,

Bundesrichter H e y e r ,
Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter Dr° S p r i c k und

Bundessozialrichter B e n e d y c z‚u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 15° Okto—

ber 1970 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung en des Landessozialgericht zurückverwiesenc
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Der Kläger bezog seit April 1965 eine Berufsunfähigkeitsrente‚

die ihm durch Bescheid der Beklagten vom 6° September 4967

entzogen wurde„ Dieser Bescheid, am 42„ September 1967 an den

Kläger abgesandt, wurde durch die Post mittels eingeschriebenen

Briefes zugestellt (% 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes
4VwZG—); er enthielt ua folgende Belehrung:

“Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines

Monats nach Zustellung schriftlich oder zur Nieder—

schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des

Sozialgerichts in 44 Münster, Alter Steinweg Nr° 52,

Klage erheben"°

Der Kläger erhob am 25° Oktober 1967 bei dem Sozialgericht (SG)

Münster KIE@e„ Dieses Gericht verwies den Rechtsstreit auf

Antrag des Klägers an das zuständige SG in Gelsenkirchen, bei

dem er Erfolg hatte° Das Gericht ging davon aus, daß infolge

unrichtiger Rechtsbehelfsbelehrung (fehlender Hinweis auf

5 4 VwZG) in dem Rentenentziehungsbescheid der Beklagten

die Monatsfrist des % 87 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
nicht in Lauf gesetzt worden sei° Auf die Berufung der Be—

klagten hin hob das Landessozialgericht (LSG) das erstin—

stanzliche Urteil auf und wies die Klage ab (Urteil vom
15° Oktober 4970)°

Nach der Rechtsauffassung des LSG ist die Klage nicht recht-

zeitig erhoben worden“ Entgegen der Meinung des SG sei die

Rechtsbehelfsbelehrung in dem Rentenentziehungsbescheid der

Beklagten nicht deshalb unrichtig im Sinne von 5 66 Abs° 2
SGG gewesen, weil sie keinen Hinweis auf @ 4 VWZG enthalten

habe; denn ein solcher Hinweis sei nach der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG) entbehrlich (SozR Nr° 52 zu
5 66 SGG)° Auch daraus‚ daß in der Rechtsbehelfsbelehrung
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unrichtigerweise das SG in Münster als das anzurufende Gericht

bezeichnet worden sei, lasse sich eine "unrichtige" Rechtsbe—

helfsbelehrung nicht herleiten° Denn selbst wenn dieses Gericht

örtlich unzuständig gewesen sei, so habe doch wegen 5 94 SGG

die Gefahr eines Rechtsbehelfsverlustes niemals bestanden" Die

Möglichkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (5 67 SGG)

scheide ans, weil der im vorliegenden Fall erforderliche Antrag

nach Absatz 2 dieser Vorschrift verspätet gestellt werden sei, im

übrigen aber auch die tatsächlichen Voraussetzungen für eine

Hiederoinsetzung nicht glaubhaft gemacht worden seien°

Hit der nicht zugelassenen Revision beantragt der Kläger

(sinngemäß),

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das erstinstanzliche

Urteil zurückzuweiSen°

Er rügt u„a„, das LSG habe zu Unrecht angenommen, daß die Klage

nicht fristgerecht erhoben werden sei° Er meint, die Rechtsbe—

helfsbelehrung in dem angefochtenen Bescheid der Beklagten sei

unrichtig gewesen° Die falsche Bezeichnung der Stelle, bei der der

Rechtsbehelf einzulegen sei, werde nicht dadurch behoben, daß statt

dessen eine andere Stelle angegeben sei (SozR Nr° 45 zu 5 66

SGG)„ Die Frist des 5 87 SGG sei daher gar nicht in Lauf_gesetzt

worden°

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt,

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision des Klägers ist zulässig und begründet°

Obwohl das LSG in dem angefochtenen Urteil die Revision nicht zuge—
lassen hat, ist sie statthaft, weil der Kläger in der gesetzlich
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gebotenen Form (@164 Abs° 2 sec) einen tatsächlich vorliegender
wesentlichen Verfahrensmangel des LSG gerügt hat (5 462 Abso■
Nr„ 2 SGG; BSG 4, 150)° Im vorliegenden Falle ist die ver—
letzte Rechtsnorm — % 66 ioV„m° 5 87 SGG—mit genügender
Bestimmtheit dadLirch gekennzeichnet, daß die die Zulässigkeit
der Elage begründenden Tatsachen bezeichnet sind„ Ob auch die
übrigen vom Kläger gerügtap Mängel zur Stattbaftigkeit der Be—
vision geführt htitten, kann unter diesen Umständen dahin—
stehen„

Die Richtigkeit des Revisionsvorbringens'wird durch den Inhalt
der Akten und die Gründe des angefochtenen Urteils bestätigt°
Danach war die Rechtsmittelbelehrung im Bescheid der Beklagten
vom 6° September 4967 inäofern unrichtig, als darin nicht das
zuständige SOZialgericht bezeichnet worden war° Das LSG hat
dies nicht verkebnt; es hat auch nicht übersehen, daß 5 91
Ab5° 4 SGGnur fristwahrende Bedeutung hat° Es ist jedoch der
Meinung, eine den Fristbeginn hindernde unrichtige Rechts—
mittelbelehrung könne nur vorliegen, wenn ihre Befolgung
wenigstens geeignet sei, zum Verlust des Rechtsmittels zu füh—

ren; fehle diese Voraussetzung, so sei es unbillig, aus
einer derartigen Rechtsmittelbelehrung Rechtsvorteile herzu—>
leiten; Damit Verlangt das LSGdie abstrakte Möglichkeit eines
Kausalzusammenhahgszwischen unrichtiger Rechtsmittelbelehé
rung und Reehtemittelverlust° Dem ist zuzuStimmeh (vgl° SozR
Nr„ 54 zu 5 66 SGG)ODer Senat vermag aber dem LSG nicht zu
folgen, wenn es meint‚ bei Angabe eines örtlich nicht zustän—
digen Sozialgerichts bestehe im Hinblick euf'$9i see niemals
die Gefahr eines Klageverlustess Das trifft zwar zu, wenn die
Belehrung befolgt wird und die Klage noch innerhalb der Klage—
frist beim unzuStändigen Gericht eingeht° Das LSG übersieht

Jedoch, daß ein Kläger gerade infolge einr falschen Belehrung
der Vorliegenden Art die Frist zur Klageerhebung —wenn auch
JWÜ‘ÄE539355e■‘éa5a3äaefäfße■ — versäumea &gggL ■ä■fiöä des;
halb, weil er niC:ht auf das örtlich zuständige, seinem Wohn—
SitZ nahe Gericht (% 57 Abs° 1 SGG), sondern auf ein ent—
fernteres verwiesen worden ist° Dabei ist auch zu bedenken,
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daß die Klage nach 5 90 SGG wahlweise schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des SG er—

hoben werden kann„ Die abstrakte Möglichkeit eines Kausalzusammen—

hangs zwischen einer solchen unrichtigen Rechtsmittdbelehrung und

einem Klageverluét ist daher nicht auszuschließen° Aus welchen

Gründen im Falle des Klägers dann tatsächlich die Monatsfrist

zur Erhebung der Klage nicht gewahrt wurde, ist belanglos° Für

deanorcich der Sozialgerichtsbarkeit muß im Interesse der Rechts—

schutzsuehenden gerade auch wegen des fehlenden Vertretungszwanges

bei Erhebung der Klage an dem Erfordernis der genauen Angabe des
zuständigen Gerichts in der Rechtsmittelbelehrung festgehalten

werden° Die Klagefrist hatte somitrim vorliegenden Fall nicht zu
laufen begonnen (vgl° auch Volbers in "Die Sozialversicherung" 4970,

284)„ Der Kläger konnte daher den Bescheid vom 6° September 4967

noch innerhalb eines Jahres nach Zustellung (’IE° September 4967)

anfechtcn (% 66 Abs° 2 Satz 4 SGG)„

Das angefochtene Urteil muß hiernach aufgehoben und der Rechts—

streit zu neuer Verhandlung und Entscheidung andas LSG zurückver—

wiesen werden„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des LSG
vorbehalten„
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